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Der Bundesminister des Innern 
K 1 - 330 521/8 


Bonn, den 4. März 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Hodischule für Gestaltung Ulm 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Moersch, Frau Dr. 
Diemer-Nicolaus, Dr. Rutschke, Mertes, Dorn, Busse 
(Herford) und der Fraktion der FDP 
— Drucksache V/2595 — 


Die Kleine Anfrage wird im Einvernehmen mit den Bundesmi- 
nistern der Finanzen, für Wirtschaft, für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und für wissenschaftliche Forschung wie folgt beant- 
wortet: 


1. Welche Verhandlungen mit welchem Ergebnis hat die Bundes- 
regierung geführt, um Eigenständigkeit und Leistungsfähigkeit 
der Hochschule für Gestaltung in Ulm zu sichern? 


Der Bundesminister des Innern hat auf die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Moersch, Dorn, Frau Dr. Diemer-Nicolaus, Busse 
(Herford) und der Fraktion der FDP — Drucksache V/2389 — 
dargelegt, daß der Bund nach der verfassungsmäßigen Vertei- 
lung der Aufgaben zwischen Bund und Ländern für die laufen- 
de Finanzierung von Hochschulen nicht zuständig ist. Die Bun- 
desregierung ist daher nicht berufen, von sich aus Verhandlun- 
gen über die Sicherung der Eigenständigkeit und Leistungs- 
fähigkeit der Hochschule für Gestaltung Ulm zu führen. 

Das Bundesministerium des Innern hat jedoch mit dem Kultus- 
ministerium des Landes Baden-Württemberg in der Angelegen- 
heit Verbindung gehalten. Im Stiftungsrat der Geschwister- 
Scholl-Stiftung, der Trägerin der Hochschule für Gestaltung Ulm, 
sind der Bundesminister des Innern und der Bundesminister 
für Wirtschaft vertreten; beide haben dort über eine sachdien- 
liche Regelung für die Hochschule für Gestaltung mitberaten, 
und zwar zuletzt am 12. Februar 1968 in Stuttgart. Der Stiftungs- 
rat hat an diesem Tag dem Vorschlag der Landesregierung von 
Baden-Württemberg einhellig zugestimmt, nach dem die Hoch- 
schule für Gestaltung in den Zulassungsvoraussetzungen, im 
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AusbiJdungsgdng und im Ausbildungsziel erhallen, jedoch zur 
Verwaltungsvereinfachung mit der Staatlichen Ingenieurschule 
Ulm zu einer neuen organisatorischen Einheit zusammenge- 
faßt werden soll. Die Landesregierung von Baden-Württem- 
berg hat mehrfach erklärt, daß Eigenständigkeit und Leistungs- 
fähigkeit der Hochschule für Gestaltung Ulm erhalten bleiben 
sollen. 


2. Tn welcher Weise waren Kreise der Wirtschaft an derartigen 
liberlegimgen und Verhandlungen beteiligt? 


Im Stiftungsrat der Geschwister-Scholl-Stiftung sind Persön- 
lichkeiten aus Kreisen der Wirtschaft vertreten. Ob darüber 
hinaus Überlegungen und Verhandlungen über das Fortbeste- 
hen der Hochschule für Gestaltung Ulm mit Kreisen der Wirt- 
schaft stattgefunden haben, ist nicht bekannt. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat jedoch mit Vertretern 
der Bauwirtschaft erörtert, ob Forschungsaufträge an die Bau- 
abteilung der Hochschule für Gestaltung Ulm vergeben werden 
können. 


3. Wie kann sichergestellt werden, daß nach der beabsichtigten 
Änderung des Status dieser Hochschule ihre weiteren Entwick- 
lungsmöglichkeiten nicht beeinträchtigt werden? 


Die weiteren Entwicklungsmöglichkeiten der Hochschule für 
Gestaltung Ulm zu sichern ist Sache des Landes Baden-Würt- 
temberg, das sich nach der von der Landesregierung abgegebe- 
nen Erklärung dieser Aufgabe bewußt ist. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, Forschungs- und Entwicklungs- 
aufträge, insbesondere langfristiger Art, an die Institute der 
Hochschule für Gestaltung in Ulm zu vergeben? 


Der Bundesminister für Wirtschaft ist grundsätzlich bereit, auch 
geeignete Institute der Hochschule für Gestaltung Ulm bei der 
Vergabe von Forschungsaufträgen zu berücksichtigen, soweit 
die üblichen Voraussetzungen dafür gegeben sind. 


In Vertretung 

Gumbel 
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